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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz über die Einrichtung einer Kommunikationsbehörde 
Austria ("KommAustria") und eines Bundeskommunikationssenates 
(KommAustria-Gesetz - KOG) 

Bundesgesetz über die Einrichtung einer Kommunikationsbehörde 
Austria („KommAustria“) (KommAustria-Gesetz – KOG) 

§ 3. (1) Die KommAustria besteht aus fünf Mitgliedern, und zwar dem 
Vorsitzenden, einem Vorsitzenden-Stellvertreter sowie drei weiteren Mitgliedern. 
Alle Mitglieder üben ihre Tätigkeit hauptberuflich aus. Zum Mitglied kann nur 
bestellt werden, wer das Studium der Rechtwissenschaften oder die rechts- oder 
staatswissenschaftlichen Studien abgeschlossen hat und über fünfjährige 
juristische Berufserfahrung verfügt. 

§ 3. (1) Die KommAustria besteht aus fünf Mitgliedern, und zwar dem 
Vorsitzenden, einem Vorsitzenden-Stellvertreter sowie drei weiteren Mitgliedern. 
Alle Mitglieder üben ihre Tätigkeit hauptberuflich aus. Zum Mitglied kann nur 
bestellt werden, wer das Studium der Rechtswissenschaften oder die rechts- und 
staatswissenschaftlichen Studien abgeschlossen hat und über fünfjährige 
juristische Berufserfahrung verfügt.

§ 4. (1) In der KommAustria dürfen nicht tätig sein: § 4. (1) In der KommAustria dürfen nicht tätig sein
 1. Mitglieder der Bundesregierung, Staatssekretäre, Mitglieder einer 

Landesregierung, Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates oder 
sonst eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des Europäischen 
Parlaments, ferner Personen, die in einem Dienstverhältnis zu einer 
politischen Partei stehen oder eine leitende Funktion in einer Bundes- 
oder Landesorganisation einer politischen Partei bekleiden, Personen die 
in einem Dienstverhältnis zu einem Klub eines allgemeinen 
Vertretungskörpers stehen bzw. einem solchen zur Dienstleistung 
zugewiesen sind, parlamentarische Mitarbeiter im Sinne des 
Parlamentsmitarbeitergesetzes sowie Volksanwälte und der Präsident des 
Rechnungshofes; 

 1. Mitglieder der Bundesregierung, Staatssekretäre, Mitglieder einer 
Landesregierung, Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates oder 
sonst eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des Europäischen 
Parlaments, ferner Personen, die in einem Dienstverhältnis zu einer 
politischen Partei stehen oder eine leitende Funktion in einer Bundes- 
oder Landesorganisation einer politischen Partei bekleiden, Personen die 
in einem Dienstverhältnis zu einem Klub eines allgemeinen 
Vertretungskörpers stehen bzw. einem solchen zur Dienstleistung 
zugewiesen sind, parlamentarische Mitarbeiter im Sinne des 
Parlamentsmitarbeiterinnen- und Parlamentsmitarbeitergesetzes sowie 
Volksanwälte und der Präsident des Rechnungshofes;

 2. bis 5. … 2. bis 5. … 
 6. Personen, die mit der Interessensvertretung von Medienunternehmen 

betraut sind, insbesondere aufgrund eines Auftrags- oder 
Dienstverhältnisses zu einer gesetzlichen Interessensvertretung oder einer 
sonstigen Interessensvereinigung; 

 6. Personen, die mit der Interessenvertretung von Medienunternehmen 
betraut sind, insbesondere aufgrund eines Auftrags- oder 
Dienstverhältnisses zu einer gesetzlichen Interessenvertretung oder einer 
sonstigen Interessensvereinigung;

§ 19. (1) Entscheidungen der KommAustria, der RTR-GmbH und des 
Bundeskommunikationssenates sind unter Berücksichtigung 
datenschutzrechtlicher Bestimmungen in geeigneter Weise zu veröffentlichen. 

§ 19. (1) Entscheidungen der KommAustria und der RTR-GmbH sind unter 
Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Bestimmungen in geeigneter Weise zu 
veröffentlichen. 

§ 22. Die Mittel gemäß § 21 können insbesondere für folgende Zwecke § 22. Die Mittel gemäß § 21 können insbesondere für folgende Zwecke 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
verwendet werden: verwendet werden:
 1. bis 8. (…) 1. bis 8. (…)
 9. Finanzierung des Aufwandes der KommAustria und der RTR-GmbH zur 

Erstellung und Umsetzung des Digitalisierungskonzepts (§ 21 PrTV-G). 
 9. Finanzierung des Aufwandes der KommAustria und der RTR-GmbH zur 

Erstellung und Umsetzung des Digitalisierungskonzepts (§ 21 AMD-G). 
§ 24. (1) bis (2) … § 24. (1) bis (2) …
(3) Der Förderungswerber hat regelmäßig über den Verlauf des Projekts zu 

berichten. Die Richtlinien können Einschränkungen oder Erweiterungen dieser 
Berichtspflicht auf bestimmte Fälle, in denen die Förderung eine bestimmte Höhe 
oder das Projekt eine bestimmte Zeitdauer über- oder unterschreiten, vorsehen. 

(3) Der Förderungswerber hat regelmäßig über den Verlauf des Projekts zu 
berichten. Die Richtlinien können Einschränkungen oder Erweiterungen dieser 
Berichtspflicht auf bestimmte Fälle, in denen die Förderung eine bestimmte Höhe 
oder das Projekt eine bestimmte Zeitdauer über- oder unterschreitet, vorsehen. 

§ 30. (1) Zur Förderung der Vielfalt der privaten Rundfunkprogramme und 
ihrer Inhalte sind der RTR-GmbH jährlich 15 Millionen Euro von den Einnahmen 
aus den Gebühren gemäß § 3 Abs. 1 RGG zu überweisen, wobei 50 vH der Mittel 
per 30. März und jeweils 25 vH der Mittel per 30. September und per 30. 
Dezember zu überweisen sind. Diese Mittel sind von der RTR-GmbH unter 
einem Konto mit der Bezeichnung “Fonds zur Förderung des privaten 
Rundfunks” (“Privatrundfunkfonds”) nutzbringend anzulegen und vom 
Geschäftsführer für den Fachbereich Rundfunk nach Maßgabe dieser 
Bestimmung und der hierzu erlassenen Richtlinien zu verwenden. 

§ 30. (1) Zur Förderung der Vielfalt der privaten Rundfunkprogramme und 
ihrer Inhalte sind der RTR-GmbH jährlich 15 Millionen Euro von den Einnahmen 
aus den Gebühren gemäß § 3 Abs. 1 RGG zu überweisen, wobei 50 vH der Mittel 
per 30. Jänner und jeweils 25 vH der Mittel per 30. Juni und per 30. Dezember 
zu überweisen sind. Diese Mittel sind von der RTR-GmbH unter einem Konto 
mit der Bezeichnung “Fonds zur Förderung des privaten Rundfunks” 
(“Privatrundfunkfonds”) nutzbringend anzulegen und vom Geschäftsführer für 
den Fachbereich Rundfunk nach Maßgabe dieser Bestimmung und der hierzu 
erlassenen Richtlinien zu verwenden. 

(2) … (2) … 
(3) Aus den Mitteln des Privatrundfunksfonds können Hörfunkveranstalter 

nach dem PrR-G und Fernsehveranstalter nach dem AMD-G, die audiovisuelle 
Rundfunkprogramme im Sinne des Artikels I Abs. 1 des 
Bundesverfassungsgesetzes über die Sicherung der Unabhängigkeit des 
Rundfunks veranstalten (Veranstalter), gefördert werden, ebenso Veranstalter, die 
nicht der österreichischen Rechtshoheit unterliegen, aber ein speziell auf 
österreichisches Publikum ausgerichtetes Rundfunkprogramm ausstrahlen. Von 
der Förderung ausgeschlossen sind Veranstalter im Sinne des § 29 Abs. 3 sowie 
nicht der österreichischen Rechtshoheit unterliegende Veranstalter, die von der 
Veranstaltung von Rundfunk nach § 10 Abs. 2 Z 4 AMD-G oder § 8 Z 4 PrR-G 
ausgeschlossen wären. Im Rahmen der Ausbildungsförderung können auch 
Rechtsträger von Veranstaltern gefördert werden. 

(3) Aus den Mitteln des Privatrundfunkfonds können Hörfunkveranstalter 
nach dem PrR-G und Fernsehveranstalter nach dem AMD-G, die audiovisuelle 
Rundfunkprogramme im Sinne des Artikels I Abs. 1 des 
Bundesverfassungsgesetzes über die Sicherung der Unabhängigkeit des 
Rundfunks veranstalten (Veranstalter), gefördert werden, ebenso Veranstalter, die 
nicht der österreichischen Rechtshoheit unterliegen, aber ein speziell auf 
österreichisches Publikum ausgerichtetes Rundfunkprogramm ausstrahlen. Von 
der Förderung ausgeschlossen sind Veranstalter im Sinne des § 29 Abs. 3 sowie 
nicht der österreichischen Rechtshoheit unterliegende Veranstalter, die von der 
Veranstaltung von Rundfunk nach § 10 Abs. 2 Z 4 AMD-G oder § 8 Z 4 PrR-G 
ausgeschlossen wären. Im Rahmen der Ausbildungsförderung können auch 
Rechtsträger von Veranstaltern gefördert werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

5. Abschnitt 
Bundeskommunikationssenat 

5. Abschnitt 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

Einrichtung und Aufgaben Zuständigkeit 
§ 36. (1) bis (6) … § 36. Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über Beschwerden in jenen 

Fällen, in denen die KommAustria belangte Behörde ist (§ 9 Abs. 2 des 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes – VwGVG, BGBl I. Nr. 33/2013), durch 
Senat. 

Zusammensetzung und Mitglieder Wahrnehmung von Aufgaben und Befugnissen
§ 37. (1) bis (8) … 

 
§ 37. Soweit in Bundesgesetzen der KommAustria in erster Instanz Aufgaben 

und Befugnisse als Regulierungsbehörde zugewiesen sind, stehen diese auch dem 
Bundesverwaltungsgericht im Rahmen der Wahrnehmung seiner Aufgaben zu. 

Entscheidungsfindung entfällt 
§ 38. Der Bundeskommunikationssenat entscheidet bei Anwesenheit aller 

Mitglieder mit Zweidrittelmehrheit. Stimmenthaltung ist unzulässig. 
entfällt 

§ 39. (1) Die KommAustria, der Bundeskommunikationssenat, die Telekom-
Control-Kommission und die RTR-GmbH wenden das AVG, in 
Verwaltungsstrafsachen das VStG und das VVG an, sofern die Bundesgesetze, 
die von ihnen zu vollziehen sind, nichts anderes bestimmen. Rechtsmittel gegen 
Entscheidungen der KommAustria nach § 8 ORF-G, nach den § 6b Abs. 3, §§ 11, 
12, 15, § 15b Abs. 4, § 28b Abs. 2 und 28d Abs. 4 PrR-G, nach den § 6 Abs. 3, 
§§ 12, 14, 20, 22, 25 Abs. 5 und 6, § 25a Abs. 9 und 10, §§ 26, 27, 27a und 27b 
AMD-G sowie nach § 120 TKG 2003 haben abweichend von § 64 AVG keine 
aufschiebende Wirkung. Der Bundeskommunikationssenat kann die 
aufschiebende Wirkung im betreffenden Verfahren auf Antrag zuerkennen, wenn 
nach Abwägung aller berührten Interessen mit dem Vollzug des Bescheides oder 
mit der Ausübung der mit dem Bescheid eingeräumten Berechtigung für den 
Berufungswerber ein schwerer und nicht wieder gutzumachender Schaden 
verbunden wäre. 

§ 39. (1) Rechtsmittel gegen Entscheidungen der KommAustria nach § 8 
ORF-G, nach den § 6b Abs. 3, §§ 11, 12, 15, § 15b Abs. 4, § 28b Abs. 2 und 28d 
Abs. 4 PrR-G, nach den § 6 Abs. 3, §§ 12, 14, 20, 22, 25 Abs. 5 und 6, § 25a 
Abs. 9 und 10, §§ 26, 27, 27a und 27b AMD-G sowie nach § 120 TKG 2003 
haben abweichend von § 13 VwGVG keine aufschiebende Wirkung. Das 
Bundesverwaltungsgericht kann die aufschiebende Wirkung im betreffenden 
Verfahren auf Antrag zuerkennen, wenn nach Abwägung aller berührten 
Interessen mit dem Vollzug des Bescheides oder mit der Ausübung der mit dem 
Bescheid eingeräumten Berechtigung für den Beschwerdeführer ein schwerer und 
nicht wieder gutzumachender Schaden verbunden wäre. 

(2) Dem Generaldirektor des Österreichischen Rundfunks oder einem von 
ihm bestellten Vertreter kommt im Verfahren vor der KommAustria und vor dem 

(2) Dem Generaldirektor des Österreichischen Rundfunks oder einem von 
ihm bestellten Vertreter kommt im Verfahren vor der KommAustria und vor dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundeskommunikationssenat, soweit es sich um ein Verfahren auf Grund der 
Bestimmungen des ORF-Gesetzes handelt, jedenfalls Parteistellung zur Wahrung 
der Rechte des Österreichischen Rundfunks zu. 

Bundesverwaltungsgericht, soweit es sich um ein Verfahren auf Grund der 
Bestimmungen des ORF-Gesetzes handelt, jedenfalls Parteistellung zur Wahrung 
der Rechte des Österreichischen Rundfunks zu. 

§ 41. Wer der Verpflichtung zur Erteilung von Auskünften und zur 
Gewährung der Einschau in Aufzeichnungen und Bücher trotz Aufforderung 
nicht nachkommt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist, so weit es sich bei 
dem Unternehmen um einen Rundfunkveranstalter handelt, von der 
KommAustria, so weit es sich bei dem Unternehmen um einen Anbieter von 
Telekommunikationsdiensten handelt, von der Telekom-Control-Kommission mit 
Geldstrafe bis zu 58 000 Euro zu bestrafen. Die Strafgelder fließen dem Bund zu. 

§ 41. Wer der Verpflichtung zur Erteilung von Auskünften und zur 
Gewährung der Einschau in Aufzeichnungen und Bücher trotz Aufforderung 
nicht nachkommt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist, so weit es sich bei 
dem Unternehmen um einen Rundfunkveranstalter oder Mediendiensteanbieter 
handelt, von der KommAustria, so weit es sich bei dem Unternehmen um einen 
Anbieter von Telekommunikationsdiensten handelt, von der Telekom-Control-
Kommission mit Geldstrafe bis zu 58 000 Euro zu bestrafen. Die Strafgelder 
fließen dem Bund zu. 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten
§ 44. (1) bis (17) … § 44. (1) bis (17) … 
 (18) § 3, § 4, § 19, § 22, §§ 36 bis 39, § 41 und § 45 sowie alle 

Abschnittsbezeichnungen und Paragraphenüberschriften in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Die 
Funktionsperiode der im Zeitpunkt der Kundmachung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2013 tätigen Mitglieder- und Ersatzmitglieder des 
Bundeskommunikationssenates wird bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 
erstreckt. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz über den Österreichischen Rundfunk (ORF-Gesetz, 
ORF-G)

Bundesgesetz über den Österreichischen Rundfunk (ORF-Gesetz, 
ORF-G)

§ 4b. (1) bis (3) … § 4b. (1) bis (3) …
(4) … (4) … 

 1. … 1. … 
 2. Bewerbe europäischer grenzüberschreitender Herren-Profi-Fußballligen 

und Cup-Bewerben sowie Bewerbe von Herren-Profi-Fußballwelt- und 
Europameisterschaften, soweit es sich nicht um Bewerbe der 
Nachwuchsklassen oder um Qualifikationsspiele von geringem 
öffentlichen Interesse handelt; 

 2. Bewerbe europäischer grenzüberschreitender Herren-Profi-Fußballligen 
und Herren-Profi-Fußball-Cup-Bewerbe sowie Bewerbe von Herren-
Profi-Fußballwelt- und Europameisterschaften, soweit es sich nicht um 
Bewerbe der Nachwuchsklassen oder um Qualifikationsspiele von 
geringem öffentlichen Interesse handelt;

§ 6b. (1) bis (3) … § 6b. (1) bis (3) …
(4) Im Verfahren findet § 66 Abs. 2 AVG mit der Maßgabe Anwendung, 

dass eine Behebung des Bescheides durch die Berufungsbehörde und eine 
Zurückverweisung an die im Instanzenzug untergeordnete Behörde auch dann 
erfolgen kann, wenn der der Berufungsbehörde vorliegende Sachverhalt so 
mangelhaft ermittelt ist, dass die Bestellung eines Sachverständigen erforderlich 
erscheint. 

 

(5) Der Österreichische Rundfunk hat das Angebotskonzept (§ 5a) samt 
Genehmigung durch die Regulierungsbehörde auf seiner Website leicht 
auffindbar und für die Dauer seiner Gültigkeit ständig zugänglich zu machen. 
 

(4) Der Österreichische Rundfunk hat das Angebotskonzept (§ 5a) samt 
Genehmigung durch die Regulierungsbehörde auf seiner Website leicht 
auffindbar und für die Dauer seiner Gültigkeit ständig zugänglich zu machen. 

§ 12. Unbeschadet der Vorgaben der §§ 4e und 4f iVm den Bestimmungen 
des Abschnitts 1a hat im Rahmen des praktisch Durchführbaren und unter Einsatz 
angemessener Mittel der Hauptanteil der Sendungen der vom Österreichischen 
Rundfunk oder seinen Tochtergesellschaften angebotenen Abrufdienste aus 
europäischen Werken entsprechend Art. 1 Abs. 1 lit. n und Abs. 2 bis 4 der 
Richtlinie 2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste), ABl. 
Nr. L 95 vom 15.4.2010 S. 1 zu bestehen. 

§ 12. Unbeschadet der Vorgaben der §§ 4e und 4f iVm den Bestimmungen 
des Abschnitts 1a hat im Rahmen des praktisch Durchführbaren und unter Einsatz 
angemessener Mittel der Hauptanteil der Sendungen der vom Österreichischen 
Rundfunk oder seinen Tochtergesellschaften angebotenen Abrufdienste aus 
europäischen Werken entsprechend Art. 1 Abs. 1 lit. n und Abs. 2 bis 4 der 
Richtlinie 2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste), ABl. 
Nr. L 95 vom 15.4.2010 S. 1 zu bestehen.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 20. (1) bis (9) … § 20. (1) bis (9) … 
(10) Wenn der Stiftungsrat drei Monate nach Ausschreibung der Funktion 

des Generaldirektors (§ 27 Abs. 1) keinen Generaldirektor bestellt, ein Monat 
nach vorzeitiger Vakanz der Funktion des Generaldirektors keine geeignete 
Person mit der vorläufigen Führung der Geschäfte des Generaldirektors betraut 
(§ 22 Abs. 1) oder in einer Angelegenheit des § 21 Abs. 1 Z 3 bis 6 und 7 bis 15 
und Abs. 2 innerhalb von drei Monaten nach der erstmaligen Befassung nicht 
entscheidet, ist dies vom Bundeskommunikationssenat unverzüglich festzustellen. 
Ist innerhalb von vier Wochen nach dieser Feststellung noch immer keine 
Erledigung erfolgt, stellt der Bundeskommunikationssenat die Auflösung des 
Stiftungsrates fest. In diesem Fall sind die Mitglieder des Stiftungsrates 
unverzüglich neu zu bestellen. 

(10) Wenn der Stiftungsrat drei Monate nach Ausschreibung der Funktion 
des Generaldirektors (§ 27 Abs. 1) keinen Generaldirektor bestellt, ein Monat 
nach vorzeitiger Vakanz der Funktion des Generaldirektors keine geeignete 
Person mit der vorläufigen Führung der Geschäfte des Generaldirektors betraut 
(§ 22 Abs. 1) oder in einer Angelegenheit des § 21 Abs. 1 Z 3 bis 6 und 7 bis 15 
und Abs. 2 innerhalb von drei Monaten nach der erstmaligen Befassung nicht 
entscheidet, ist dies von der Regulierungsbehörde unverzüglich festzustellen. Ist 
innerhalb von vier Wochen nach dieser Feststellung noch immer keine 
Erledigung erfolgt, stellt die Regulierungsbehörde die Auflösung des 
Stiftungsrates fest. In diesem Fall sind die Mitglieder des Stiftungsrates 
unverzüglich neu zu bestellen. 

§ 26. (1) …  § 26. (1) …  
(2) … (2) … 

Mit den Funktionen des Generaldirektors, eines Direktors oder eines 
Landesdirektors dürfen ferner 

Mit den Funktionen des Generaldirektors, eines Direktors oder eines 
Landesdirektors dürfen ferner

 1. bis 7. (…) 1. bis 7. (…)  
 8. Bedienstete der Kommunikationsbehörde Austria und Mitglieder des 

Bundeskommunikationssenates sowie Geschäftsführer und Angestellte 
der RTR-GmbH 

 8. Bedienstete der Kommunikationsbehörde Austria und Mitglieder des 
Bundesverwaltungsgerichtes sowie Geschäftsführer und Angestellte der 
RTR-GmbH 

nicht betraut werden. nicht betraut werden. 
§ 28. (1) …  § 28. (1) …  
(2) Dem Publikumsrat dürfen nicht angehören: (2) Dem Publikumsrat dürfen nicht angehören: 

 1. bis 8. (…) 1. bis 8. (…)  
 9. Bedienstete der Kommunikationsbehörde Austria und Mitglieder des 

Bundeskommunikationssenates sowie Geschäftsführer und Angestellte 
der RTR-GmbH. 

 9. Bedienstete der Kommunikationsbehörde Austria und Mitglieder des 
Bundesverwaltungsgerichtes sowie Geschäftsführer und Angestellte der 
RTR-GmbH. 

§ 29. (1) bis (4)… § 29. (1) bis (4)… 
(5) Hat ein Mitglied des Publikumsrates drei aufeinander folgenden 

Einladungen zu einer Sitzung ohne genügende Entschuldigung keine Folge 
geleistet oder tritt bei einem Mitglied nachträglich ein Ausschlussgrund gemäß 
§ 28 Abs. 2 ein, so hat die nach seiner Anhörung der Publikumsrat durch 

(5) Hat ein Mitglied des Publikumsrates drei aufeinander folgenden 
Einladungen zu einer Sitzung ohne genügende Entschuldigung keine Folge 
geleistet oder tritt bei einem Mitglied nachträglich ein Ausschlussgrund gemäß 
§ 28 Abs. 2 ein, so hat dies nach seiner Anhörung der Publikumsrat durch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Beschluss festzustellen. Diese Feststellung hat den Verlust der Mitgliedschaft zur 
Folge und es ist unverzüglich für den Rest der Funktionsperiode ein neues 
Mitglied zu bestellen. 

Beschluss festzustellen. Diese Feststellung hat den Verlust der Mitgliedschaft zur 
Folge und es ist unverzüglich für den Rest der Funktionsperiode ein neues 
Mitglied zu bestellen. 

§ 49. (1) bis (11) … § 49. (1) bis (11) … 
 (12) § 4b, § 12,  § 20 Abs. 10, § 29 Abs. 5 und § 30 Abs. 1 in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz über audiovisuelle Mediendienste (Audiovisuelle 
Mediendienste-Gesetz – AMD-G) 

Bundesgesetz über audiovisuelle Mediendienste (Audiovisuelle 
Mediendienste-Gesetz – AMD-G)

§ 1. (1) bis (2) … § 1. (1) bis (2) …
(3) Auf die Tätigkeit des Österreichischen Rundfunks und seiner 

Tochtergesellschaften als Fernsehveranstalter (Abs. 1 Z 1) oder 
Mediendiensteanbieter (Abs. 1 Z 2) findet ausschließlich das ORF-Gesetz, 
BGBl. I Nr. 83/2001, Anwendung. 

(3) Auf die Tätigkeit des Österreichischen Rundfunks und seiner 
Tochtergesellschaften als Fernsehveranstalter (Abs. 1 Z 1) oder 
Mediendiensteanbieter (Abs. 1 Z 2) findet ausschließlich das ORF-Gesetz, 
BGBl. I Nr. 379/1984, Anwendung.

§ 2. Im Sinne dieses Gesetzes ist: § 2. Im Sinne dieses Gesetzes ist:
 1. bis 11. … 1. bis 11. …
 12. europäische Werke: 12. europäische Werke:
 a) bis b) … a) bis b) …
 c) Werke, die im Rahmen der zwischen der Europäischen Gemeinschaft 

und Drittländern im audiovisuellen Bereich geschlossenen Abkommen 
in Koproduktion hergestellt werden und die den in den einzelnen 
Abkommen jeweils festgelegten Voraussetzungen entsprechen. 

 c) Werke, die im Rahmen der zwischen der Europäischen Union und 
Drittländern im audiovisuellen Bereich geschlossenen Abkommen in 
Koproduktion hergestellt werden und die den in den einzelnen 
Abkommen jeweils festgelegten Voraussetzungen entsprechen.

§ 4. (1) bis (3) …: § 4. (1) bis (3) …
(4) Anträge auf Erteilung einer Zulassung haben jedenfalls zu enthalten: (4) Anträge auf Erteilung einer Zulassung haben jedenfalls zu enthalten: 

 1. bis 4. … 1. bis 4. … 
 5. eine Darstellung über die für die Verbreitung des Programms 

vorgesehenen Übertragungswege: 
 5. eine Darstellung über die für die Verbreitung des Programms 

vorgesehenen Übertragungswege: 
 a) … a) … 
 b) im Fall des Satellitenfernsehens: Angaben, über welchen Satelliten 

und welche Erd-Satelliten-Sendestationen das Programm verbreitet 
werden soll, Angaben über das versorgte Gebiet sowie Angaben 
darüber, dass der Antragsteller bereits Vereinbarungen zur Nutzung 
dieses Satelliten mit dem Satellitenbetreiber für den Fall der 
Zulassungserteilung getroffen hat; 

 b) im Fall des Satellitenfernsehens: Angaben, über welchen Satelliten 
(Transponder) und welche Erd-Satelliten-Sendestationen das 
Programm verbreitet werden soll, Angaben über das versorgte Gebiet 
sowie Angaben darüber, dass der Antragsteller bereits Vereinbarungen 
zur Nutzung dieses Satelliten mit dem Satellitenbetreiber für den Fall 
der Zulassungserteilung getroffen hat;

(5) … (5) … 
(6) Treten Änderungen in den Eigentumsverhältnissen nach der Zulassung (6) entfällt 

2169 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

8 von 15

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  9 von 15 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ein, so hat diese der Fernsehveranstalter unverzüglich der Regulierungsbehörde 
zu melden.

§ 5. (1) bis (5) … § 5. (1) bis (5) … 
 

(6) Eine Zulassung darf nicht erteilt werden, wenn dem Antragsteller bereits 
eine Zulassung entzogen wurde (§ 63 Abs. 3 Z 2) oder die Veranstaltung von 
Rundfunk gemäß § 63 Abs. 3 Z 2 und Abs. 4 untersagt ist. 

(6) Eine Zulassung darf nicht erteilt werden, wenn dem Antragsteller bereits 
eine Zulassung entzogen wurde (§ 63 Abs. 4 Z 2) oder die Veranstaltung von 
Rundfunk gemäß § 63 Abs. 4 Z 2 und Abs. 5 untersagt ist. 

(7) Die Zulassung erlischt, (7) Die Zulassung erlischt, 
 1. bis 4. (…) 1. bis 4. (…)  
 5. durch Entzug der Zulassung gemäß § 63 Abs. 3 Z 2; 5. durch Entzug der Zulassung gemäß § 63 Abs. 4 Z 2; 

§ 6. (1) … § 6. (1) … 
(2) Ebenso ist die geplante Weiterverbreitung des Programms über andere 

Satelliten oder weitere terrestrische Multiplex-Plattformen (einschließlich 
Multiplex-Plattformen für mobilen terrestrischen Rundfunk) der 
Regulierungsbehörde vom Fernsehveranstalter im Vorhinein anzuzeigen. 
Gleiches gilt für eine geplante Weiterverbreitung des Programms auf dem jeweils 
anderen Übertragungsweg. Die Anzeige hat insbesondere Nachweise über das 
Vorliegen von Vereinbarungen über die geplante Nutzung mit einem 
Satellitenbetreiber oder einem Multiplexbetreiber zu enthalten. 

(2) Ebenso ist die geplante Weiterverbreitung des Programms über andere 
Satelliten oder weitere terrestrische Multiplex-Plattformen (einschließlich 
Multiplex-Plattformen für mobilen terrestrischen Rundfunk) der 
Regulierungsbehörde vom Fernsehveranstalter im Vorhinein anzuzeigen. 
Gleiches gilt für eine geplante Weiterverbreitung des Programms auf dem jeweils 
anderen Übertragungsweg oder bei einem Wechsel der Verbreitung innerhalb der 
oder zwischen den Verbreitungswegen. Die Anzeige hat insbesondere Nachweise 
über das Vorliegen von Vereinbarungen über die geplante Nutzung mit einem 
Satellitenbetreiber oder einem Multiplex-Betreiber zu enthalten. 

§ 9. (1) bis (7) … § 9. (1) bis (7) … 
 (8) Die Regulierungsbehörde hat auf Antrag festzustellen, ob ein angezeigter 

Mediendienst unter § 2 Z 3 fällt.
§ 11. (1) … § 11. (1) … 
(2) Ein Medieninhaber ist vom Anbieten von Fernsehprogrammen im Sinne 

des BVG-Rundfunk nach diesem Bundesgesetz ausgeschlossen, wenn er in einem 
der angeführten Märkte die nachstehenden Reichweiten oder Versorgungsgrade 
überschreitet: 

(2) Ein Medieninhaber ist vom Anbieten von Fernsehprogrammen im Sinne 
des Bundesverfassungsgesetz über die Sicherung der Unabhängigkeit des 
Rundfunks, BGBl. Nr. 396/1974, nach diesem Bundesgesetz ausgeschlossen, 
wenn er in einem der angeführten Märkte die nachstehenden Reichweiten oder 
Versorgungsgrade überschreitet: 

§ 21. (1) bis (3) … § 21. (1) bis (3) … 
(4) Die Teilnahme an der „Digitalen Plattform Austria“ erfolgt auf 

Einladung der Regulierungsbehörde. Die Geschäftführung der 
(4) Die Teilnahme an der „Digitalen Plattform Austria“ erfolgt auf 

Einladung der Regulierungsbehörde. Die Geschäftsführung der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Arbeitsgemeinschaft besorgt die Regulierungsbehörde. Arbeitsgemeinschaft besorgt die Regulierungsbehörde.

§ 23. (1) bis (2) … § 23. (1) bis (2) … 
(3) Anträge auf Erteilung einer Zulassung haben jedenfalls zu enthalten: (3) Anträge auf Erteilung einer Zulassung haben jedenfalls zu enthalten: 

 1. bis 2. (…) 1. bis 2. (…)  
 3. Angaben über die digitalen Programme und Zusatzdienste, die verbreitet 

werden sollen, einschließlich der Vorlage der mit Rundfunkveranstaltern 
und gegebenenfalls Programmaggregatoren getroffenen diesbezüglichen 
konkreten Vereinbarungen. Im Fall der Bewerbung um eine 
Multiplexplattform gemäß § 25a die Vorlage der mit 
Programmaggregatoren und Rundfunkveranstaltern getroffenen 
Vereinbarungen über die konkrete Programmbelegung im Basispaket 
sowie die Aufteilung der Datenrate; 

 3. Angaben über die digitalen Programme und Zusatzdienste, die verbreitet 
werden sollen, einschließlich der Vorlage der mit Rundfunkveranstaltern 
und gegebenenfalls Programmaggregatoren getroffenen diesbezüglichen 
konkreten Vereinbarungen. Im Fall der Bewerbung um eine Multiplex-
Plattform gemäß § 25a die Vorlage der mit Programmaggregatoren und 
Rundfunkveranstaltern getroffenen Vereinbarungen über die konkrete 
Programmbelegung im Basispaket sowie die Aufteilung der Datenrate; 

§ 25. (1) bis (4) … § 25. (1) bis (4) … 
(5) Die Regulierungsbehörde hat die Einhaltung dieses Bundesgesetzes und 

der auf Grundlage des Abs. 2 erteilten Auflagen von Amts wegen oder aufgrund 
einer Beschwerde einer nach § 61 Abs. 1 Z 1 oder 4 hierzu berechtigten Person zu 
überprüfen. Die Regulierungsbehörde hat dabei allenfalls festzustellen, ob und 
durch welchen Sachverhalt eine Bestimmung dieses Bundesgesetzes oder eine 
Auflage des Zulassungsbescheides verletzt wurde. Wird eine Verletzung 
festgestellt, die im Zeitpunkt der Feststellung noch andauert, so hat der 
Multiplexbetreiber unverzüglich einen der Rechtsansicht der 
Regulierungsbehörde entsprechenden Zustand herzustellen. Im Falle wiederholter 
oder schwer wiegender Rechtsverletzungen ist das Verfahren zum Entzug der 
Zulassung einzuleiten und unter sinngemäßer Anwendung der Regelungen des 
§ 63 Abs. 2 und § 63 Abs. 3 Z 1 und Z 2 erster Fall zu führen. 

(5) Die Regulierungsbehörde hat die Einhaltung dieses Bundesgesetzes und 
der auf Grundlage des Abs. 2 erteilten Auflagen von Amts wegen oder aufgrund 
einer Beschwerde einer nach § 61 Abs. 1 Z 1 oder 4 hierzu berechtigten Person zu 
überprüfen. Die Regulierungsbehörde hat dabei allenfalls festzustellen, ob und 
durch welchen Sachverhalt eine Bestimmung dieses Bundesgesetzes oder eine 
Auflage des Zulassungsbescheides verletzt wurde. Wird eine Verletzung 
festgestellt, die im Zeitpunkt der Feststellung noch andauert, so hat der Multiplex-
Betreiber unverzüglich einen der Rechtsansicht der Regulierungsbehörde 
entsprechenden Zustand herzustellen. Im Falle wiederholter oder schwer 
wiegender Rechtsverletzungen ist das Verfahren zum Entzug der Zulassung 
einzuleiten und unter sinngemäßer Anwendung der Regelungen des § 63 Abs. 2 
bis 4 zu führen. 

§ 25a. (1) bis (6) … § 25a. (1) bis (6) … 
(7) Der Multiplexbetreiber ist auf das Betreiben eines 

Kommunikationsdienstes beschränkt. Dem Multiplexbetreiber einer Plattform 
gemäß § 25a ist es untersagt, 

(7) Der Multiplex-Betreiber ist auf das Betreiben eines 
Kommunikationsdienstes beschränkt. Dem Multiplex-Betreiber einer Plattform 
gemäß § 25a ist es untersagt, 

(8) Dem Multiplexbetreiber dürfen keine Zustimmungsrechte oder 
gleichwertige Instrumente hinsichtlich der Programmbelegung eingeräumt sein. 
Ferner dürfen hinsichtlich der Programmbelegung keine Weisungsrechte, 
Zustimmungsrechte, Widerspruchsrechte oder diesen vergleichbare Rechte von 

(8) Dem Multiplex-Betreiber dürfen keine Zustimmungsrechte oder 
gleichwertige Instrumente hinsichtlich der Programmbelegung eingeräumt sein. 
Ferner dürfen hinsichtlich der Programmbelegung keine Weisungsrechte, 
Zustimmungsrechte, Widerspruchsrechte oder diesen vergleichbare Rechte von 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Gesellschaftern des Multiplexbetreibers oder von Gesellschaften, die mit dem 
Multiplexbetreiber in sinngemäßer Anwendung des § 11 Abs. 5 verbunden sind 
oder von Gesellschaften, die mit einem Medienunternehmen im Sinne des § 11 
Abs. 5 verbunden sind, eingeräumt sein. 

Gesellschaftern des Multiplex-Betreibers oder von Gesellschaften, die mit dem 
Multiplex-Betreiber in sinngemäßer Anwendung des § 11 Abs. 5 verbunden sind 
oder von Gesellschaften, die mit einem Medienunternehmen im Sinne des § 11 
Abs. 5 verbunden sind, eingeräumt sein. 

(9) Die Regulierungsbehörde hat die Einhaltung der Bestimmungen der 
Abs. 5, 7 und 8 und auf der Grundlage dieser Bestimmungen erteilter Auflagen 
von Amts wegen oder aufgrund einer Beschwerde einer nach § 61 Abs. 1 Z 1 
oder 4 hierzu berechtigten Person zu überprüfen. Die Regulierungsbehörde hat 
dabei allenfalls festzustellen, ob und durch welchen Sachverhalt eine 
Bestimmung oder eine Auflage verletzt wurde. Wird eine Verletzung festgestellt, 
die im Zeitpunkt der Feststellung noch andauert, so hat der Multiplexbetreiber 
unverzüglich einen der Rechtsansicht der Regulierungsbehörde entsprechenden 
Zustand herzustellen. Im Falle wiederholter oder schwer wiegender 
Rechtsverletzungen ist das Verfahren zum Entzug der Zulassung einzuleiten und 
unter sinngemäßer Anwendung der Regelungen des § 63 Abs. 2 und § 63 Abs. 3 
Z 1 und Z 2 erster Fall zu führen. 

(9) Die Regulierungsbehörde hat die Einhaltung der Bestimmungen der 
Abs. 5, 7 und 8 und auf der Grundlage dieser Bestimmungen erteilter Auflagen 
von Amts wegen oder aufgrund einer Beschwerde einer nach § 61 Abs. 1 Z 1 
oder 4 hierzu berechtigten Person zu überprüfen. Die Regulierungsbehörde hat 
dabei allenfalls festzustellen, ob und durch welchen Sachverhalt eine 
Bestimmung oder eine Auflage verletzt wurde. Wird eine Verletzung festgestellt, 
die im Zeitpunkt der Feststellung noch andauert, so hat der Multiplex-Betreiber 
unverzüglich einen der Rechtsansicht der Regulierungsbehörde entsprechenden 
Zustand herzustellen. Im Falle wiederholter oder schwer wiegender 
Rechtsverletzungen ist das Verfahren zum Entzug der Zulassung einzuleiten und 
unter sinngemäßer Anwendung der Regelungen des § 63 Abs. 2 bis 4 zu führen. 

§ 64. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 
4 000 Euro zu bestrafen, wer 

§ 64. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 
4 000 Euro zu bestrafen, wer 

 1. der Anzeigepflicht nach § 4 Abs. 6, entfällt 
 2. der Anzeigepflicht nach § 5 Abs. 9, 1. der Anzeigepflicht nach § 5 Abs. 9, 
 3. der Anzeigepflicht nach § 6, entfällt 
 4. einer Anzeigepflicht nach § 9, 2. einer Anzeigepflicht nach § 9, 
 5. der Anzeigepflicht nach § 10 Abs. 7 oder 8, 3. der Anzeigepflicht nach § 10 Abs. 7 oder 8,
 6. der Anzeigepflicht nach § 25 Abs. 6 oder 7 oder § 25a Abs. 10 oder 11, 4. der Anzeigepflicht nach § 25 Abs. 6 oder 7 oder § 25a Abs. 10 oder 11, 
 7. der Anzeigepflicht nach § 28 Abs. 1 oder 3, 5. der Anzeigepflicht nach § 28 Abs. 1 oder 3,
 8. einem Verbreitungsauftrag gemäß § 20 Abs. 5, 6. einem Verbreitungsauftrag gemäß § 20 Abs. 5,
 9. der Verpflichtung gemäß § 20 Abs. 1, oder 7. der Verpflichtung gemäß § 20 Abs. 1, oder
 10. der Verpflichtung gemäß § 52 oder § 40 Abs. 2 8. der Verpflichtung gemäß § 52 oder § 40 Abs. 2
nicht nachkommt. nicht nachkommt.

(2) … (2) … 
(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 

40 000 Euro zu bestrafen, wer 
(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 

40 000 Euro zu bestrafen, wer
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. … 1. … 
 2. eine Programmänderung im Sinne des § 6 Abs. 1 oder eine Änderung der 

Verbreitung nach § 6 Abs. 2 ohne Genehmigung der 
Regulierungsbehörde vornimmt,

 2. eine Programmänderung im Sinne des § 6 Abs. 1 oder eine Änderung der 
Verbreitung oder Weiterverbreitung nach § 6 Abs. 2 ohne Genehmigung 
der Regulierungsbehörde vornimmt,

§ 69. (1) bis (8) … § 69. (1) bis (8) … 
(8) §§ 1 bis 23, 25 bis 45, 49 bis 54, 56, 59 bis 64 und 67 samt 

Abschnittsbezeichnungen, Abschnittsüberschriften, Paragraphenbezeichnungen 
und Paragraphenüberschriften in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 50/2010 treten mit 1. Oktober 2010 in Kraft.

(9) §§ 1 bis 23, 25 bis 45, 49 bis 54, 56, 59 bis 64 und 67 samt 
Abschnittsbezeichnungen, Abschnittsüberschriften, Paragraphenbezeichnungen 
und Paragraphenüberschriften in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 50/2010 treten mit 1. Oktober 2010 in Kraft.

 (10) §§ 1, 2, 4, 5, 6, 9, 11, 21, 23, 25, 25a und 64 sowie die Änderungen in 
den Überschriften in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 
treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz über die Ausübung exklusiver 
Fernsehübertragungsrechte (Fernseh-Exklusivrechtegesetz - FERG)

Bundesgesetz über die Ausübung exklusiver 
Fernsehübertragungsrechte (Fernseh-Exklusivrechtegesetz - FERG) 

§ 3. (1) bis (8) … § 3. (1) bis (8) …
(9) Hält das Gericht in einem Verfahren gemäß Abs. 8 den Bescheid für 

rechtswidrig, so hat es das Verfahren zu unterbrechen und beim 
Verwaltungsgerichtshof mit Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG die 
Feststellung der Rechtswidrigkeit des Bescheides zu begehren. Nach Einlangen 
des Erkenntnisses des Verwaltungsgerichtshofes hat das Gericht das Verfahren 
fortzusetzen und den Rechtsstreit unter Bindung an die Rechtsanschauung des 
Verwaltungsgerichtshofes zu entscheiden.

(9) Hält das Gericht in einem Verfahren gemäß Abs. 8 die Entscheidung für 
rechtswidrig, so hat es das Verfahren zu unterbrechen und beim 
Verwaltungsgerichtshof mit Beschwerde gemäß Art. 133 Abs. 2 B-VG die 
Feststellung der Rechtswidrigkeit der Entscheidung zu begehren. Nach Einlangen 
des Erkenntnisses des Verwaltungsgerichtshofes hat das Gericht das Verfahren 
fortzusetzen und den Rechtsstreit unter Bindung an die Rechtsanschauung des 
Verwaltungsgerichtshofes zu entscheiden.

§ 12. (1) und (2) … § 12. (1) und (2) …
 (3) § 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 tritt mit 

1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz über die Finanzierung politischer Parteien 
(Parteiengesetz 2012 – PartG) 

Bundesgesetz über die Finanzierung politischer Parteien 
(Parteiengesetz 2012 – PartG)

§ 11. (1) bis (2) … § 11. (1) bis (2) …
(3) Zum Mitglied oder Ersatzmitglied darf nicht bestellt werden: (3) Zum Mitglied oder Ersatzmitglied darf nicht bestellt werden:

 1. Mitglieder der Bundesregierung, Staatssekretäre, Mitglieder einer 
Landesregierung, Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates oder 
sonst eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des Europäischen 
Parlaments, ferner Personen, die in einem Dienstverhältnis zu einer 
politischen Partei stehen oder eine Funktion in einer Bundes- oder 
Landesorganisation einer politischen Partei bekleiden, Personen die in 
einem Dienstverhältnis zu einem Klub eines allgemeinen 
Vertretungskörpers stehen bzw. einem solchen zur Dienstleistung 
zugewiesen sind, parlamentarische Mitarbeiter im Sinne des 
Parlamentsmitarbeitergesetzes sowie Volksanwälte und der Präsident des 
Rechnungshofes, 

 1. Mitglieder der Bundesregierung, Staatssekretäre, Mitglieder einer 
Landesregierung, Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates oder 
sonst eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des Europäischen 
Parlaments, ferner Personen, die in einem Dienstverhältnis zu einer 
politischen Partei stehen oder eine Funktion in einer Bundes- oder 
Landesorganisation einer politischen Partei bekleiden, Personen die in 
einem Dienstverhältnis zu einem Klub eines allgemeinen 
Vertretungskörpers stehen bzw. einem solchen zur Dienstleistung 
zugewiesen sind, parlamentarische Mitarbeiter im Sinne des 
Parlamentsmitarbeiterinnen- und Parlamentsmitarbeitergesetzes sowie 
Volksanwälte und der Präsident des Rechnungshofes,

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 
(8) Der Senat entscheidet bei Anwesenheit aller Mitglieder mit einfacher 

Mehrheit. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Auf das Verfahren vor dem Senat 
sind die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, 
BGBl. Nr. 51, des Verwaltungsstrafgesetzes 1991, BGBl. Nr. 52, und des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991, BGBl. Nr. 53, anzuwenden. 
Entscheidungen über Geldbußen sind auf der Website des Senates und zusammen 
mit dem Rechenschaftsbericht der betroffenen Partei auch auf deren Website zu 
veröffentlichen. Die Entscheidungen des Senates unterliegen nicht der Aufhebung 
oder Abänderung im Verwaltungsweg. Gegen Entscheidungen des Senates ist die 
Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes zulässig. 

(8) Der Senat entscheidet bei Anwesenheit aller Mitglieder mit einfacher 
Mehrheit. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Entscheidungen über Geldbußen 
sind auf der Website des Senates und zusammen mit dem Rechenschaftsbericht 
der betroffenen Partei auch auf deren Website zu veröffentlichen. Die 
Entscheidungen des Senates unterliegen nicht der Aufhebung oder Abänderung 
im Verwaltungsweg. Bei Beschwerden gegen Entscheidungen des Unabhängigen 
Parteien-Transparenz-Senats entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch 
Senat. 

§ 16. (1) bis (4) … § 16. (1) bis (4) … 
 (5) § 11 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl I Nr. xxx/2013 tritt mit 

1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung des Volksgruppengesetzes 

§ 4. (1) Die Mitglieder der Volksgruppenbeiräte werden von der 
Bundesregierung nach vorheriger Anhörung der in Betracht kommenden 
Landesregierungen für die Dauer von vier Jahren bestellt. Die Bundesregierung 
hat hiebei darauf Bedacht zu nehmen, daß die in der betreffenden Volksgruppe 
wesentlichen politischen und weltanschaulichen Meinungen entsprechend 
vertreten sind. Die in Betracht kommenden Vereinigungen nach Abs. 2 Z. 2 sind 
im Verfahren zur Bestellung von Mitgliedern der Volksgruppenbeiräte zu hören 
und können gegen die Bestellung wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde beim 
Verwaltungsgerichtshof erheben. 

§ 4. (1) Die Mitglieder der Volksgruppenbeiräte werden von der 
Bundesregierung nach vorheriger Anhörung der in Betracht kommenden 
Landesregierungen für die Dauer von vier Jahren bestellt. Die Bundesregierung 
hat hiebei darauf Bedacht zu nehmen, daß die in der betreffenden Volksgruppe 
wesentlichen politischen und weltanschaulichen Meinungen entsprechend 
vertreten sind. Die in Betracht kommenden Vereinigungen nach Abs. 2 Z 2 sind 
im Verfahren zur Bestellung der Mitglieder der Volksgruppenbeiräte zu hören 
und können gegen die Bestellung wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde beim 
Bundesverwaltungsgericht und Revision beim Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 
§ 23. Den Bediensteten des Bundes, die bei einer Behörde oder Dienststelle 

im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 3 beschäftigt sind, die dort zugelassene Sprache einer 
Volksgruppe beherrschen und sie in Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
verwenden, gebührt nach Maßgabe besoldungsrechtlicher Vorschriften eine 
Zulage. 

§ 23. Den Bediensteten des Bundes, die bei einer Behörde oder Dienststelle 
im Sinne des § 13 Abs. 1 beschäftigt sind, die dort zugelassene Sprache einer 
Volksgruppe beherrschen und sie in Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
verwenden, gebührt nach Maßgabe besoldungsrechtlicher Vorschriften eine 
Zulage.

§ 24. (1) bis (8) ... § 24. (1) bis (8) ...
 (9) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten in Kraft: 

 1. § 23 mit Ablauf des 26. Juli 2011; 
2. § 4 Abs. 1 mit 1. Jänner 2014.
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